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Stellungnahme des Flüchtlingsrat Niedersachsen
zur “Verordnung zur Änderung der Niedersächsischen Härtefallkommissionsverordnung”


Der Flüchtlingsrat bedankt sich für die Möglichkeit der Kommentierung der Neufassung der Härtefallkommissionsverordnung und nutzt dies gerne.

Insgesamt ist u.E. die Reform der Härtefallkommissionsverordnung sehr zu begrüßen. Der vorliegende Entwurf weist viele erfreuliche Neuerungen auf. Bei einer Reihe von Punkten sehen wir dennoch Verbesserungsbedarf:

§ 2 Mitglieder der Härtefallkommission

Die angestrebte Vermeidung einer Pattsituation ist sicherlich im Sinne des Verfahrens. Die Einbeziehung eines Arztes oder einer Ärztin mit medizinisch-therapeutischem Sachverstand und die Einbeziehung eines/r Vertreters/in des Flüchtlingsrats Niedersachsen trägt zu einer fachkundigen Zusammensetzung der Kommission bei. Die Benennung sollte jedoch durch das “Netzwerk für Traumatisierte Flüchtlinge in Niedersachsen (NTFN)” erfolgen, das für diese Fragen eine besondere Fachkompetenz besitzt und zu den einschlägig tätigen Mediziner_innen engen Kontakt hält. Die laut Begründung angestrebte Erfahrung mit traumatisierten Menschen liegt bei dieser Organisation unzweifelhaft vor. 

§ 4 Abs. 2 Satz 1  Angaben zur Sicherung des Lebensunterhalts

Der bisherige Regelausschlussgrund des Sozialleistungsbezugs ist aus der Verordnung gestrichen worden. Die Frage nach der Sicherung des Lebensunterhalts durch eigene Erwerbstätigkeit oder Sozialleistungen wird zwar bei den Härtefallentscheidungen sicherlich auch in Zukunft eine wichtige Rolle spielen. Aber bei der Frage, welche Angaben eine Eingabe enthalten muss, geht es noch nicht um Bewertungen, sondern allein um den Inhalt der notwendigen Angaben. Daher schlagen wir vor, dass anzugeben ist, “aus welchen Mitteln der Lebens​unterhalt der Ausländerin oder des Ausländers gesichert wird”.

§ 5 Zwingende Nichtannahme einer Eingabe 

In § 5 werden eine Reihe von Gründen genannt, die eine Durchführung des Härtefallverfahrens schon im Vorfeld verunmöglichen sollen. Hier sehen wir aus mehreren Gründen Probleme auf uns zukommen:

§5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1: Ausschluss wegen unbekannten Aufenthaltsorts

Ein grundsätzlicher Ausschluss bei nicht bekanntem Aufenthaltsort kann insbesondere bei Fällen von besonderer humanitärer Härte ein Problem darstellen. Kirchenasyl ist auch eine Reaktion auf die Tatsache, dass nach erfolgter Ausschreibung zur Fahndung eine Legalisierung des Aufenthalts in der Regel nicht mehr möglich ist, weil die Gerichte bei fehlender Meldeadresse davon ausgehen, dass ein Entscheidungsinteresse der untergetauchten Person nicht besteht. Erst das Kirchenasyl schafft für Flüchtlinge unter diesen Umständen eine Meldeadresse, von der aus Gerichtsverfahren betrieben werden können. Wir plädieren daher dafür, einen Ausschluss bei nicht bekanntem Aufenthaltsort, aber Zuständigkeit einer niedersächsischen Behörde, nur im Regelfall vorzusehen und so die Möglichkeit zu schaffen, in Einzelfällen eine Legalisierung über die Härtefallkommission zu ermöglichen.

§5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4: Ausschluss wegen eines fest stehenden Abschiebungstermins

Wir begrüßen die Einführung der vierwöchigen Frist nach dem Eintritt der Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht, um den Betroffenen Zeit für eine Härtefalleingabe zu gewähren und sie über diese Möglichkeit zu informieren. Sicher ist es richtig, dass von Flüchtlingen, die schriftlich und mit Fristsetzung auf die Möglichkeit eines Härtefallantrags hingewiesen wurden, erwartet werden kann, dass sie auch innerhalb dieser Frist reagieren und einen Antrag stellen. In der Praxis gibt es aber immer wieder Fälle, bei denen eine rechtzeitige Antragstellung unterbleibt, etwa, weil ein Flüchtling vier Wochen lang in einer anderen Stadt gearbeitet hat, weil eine Adresse nicht oder unkorrekt mitgeteilt war usw. 

In einem uns vorliegenden Fall konnte ein Flüchtling Zeit seines Lebens keine Papiere beschaffen und rechnete nicht damit, dass sich dies ändern könnte. Daher hat er die Fristsetzung für einen Härtefallantrag nicht als für ihn relevant wahrgenommen. Der 21-jährige, in Deutschland geborenen Roma, der mit seiner Lebenspartnerin und dem gemeinsamen Kleinkind in einem eheähnlichen Verhältnis lebt, war aufgrund des Versäumnisses, den Härtefallantrag fristgerecht zu stellen, von der Abschiebung bedroht, die nur vermieden werden konnte, weil der Verordnungsentwurf noch nicht vorlag und man vermeiden wollte, dass im Übergang aus formalen Gründen durch die Abschiebung Fakten geschaffen werden. Der Mann hat einen Hauptschulabschluss erreicht und eine Vollzeitstelle in Aussicht. Der Fall zeigt, dass die Annahme einer Härtefalleingabe jedenfalls in Ausnahmesituationen auch nach Fristablauf möglich sein muss.

Dies gilt insbesondere auch vor dem Hintergrund der Tatsache, dass der – auf Grundlage des Erlasses vom 30.11.2011 ergangene – Hinweis auf die Möglichkeit einer Härtefalleingabe möglicherweise schon zweieinhalb Jahre zurück liegt, mündlich oder in Form allgemeiner Rundschreiben erfolgte und zu einem Zeitpunkt erging, als zwar die Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht gegeben war, eine Abschiebung aber aus anderen Gründen – z.B. wegen Verfahren von Angehörigen, bestehender Erkrankungen, eines laufenden Folgeantrags – nicht in Frage kam. Mit zunehmendem Zeitablauf geht für die Betroffenen (und Unterstützer_innen) der Zusammenhang verloren. Es wäre insofern wünschenswert, dass der Hinweis auf die Möglichkeit eines Antrags an die Härtefallkommission vier Wochen vor der Festlegung des Abschiebungstermins erfolgt und damit in zeitlicher Nähe zu der tatsächlich geplanten (und möglichen) Abschiebung.


Es ist verständlich, dass das Innenministerium vermeiden will, dass Härtefallanträge in letzter Minute den Vollzug von Abschiebungen verhindern. U.E. wäre es aber dennoch – nicht nur übergangsweise – angebracht, zumindest die theoretische Möglichkeit vorzusehen, Härtefallanträge auch nach der Einleitung von Abschiebungsmaßnahmen noch zuzulassen. Wir geraten sonst in einen Automatismus, der eine Einzelfallwürdigung aus formalen Gründen gar nicht mehr zulässt. Welche Gründe im Einzelfall auch immer ausschlaggebend sein mögen - es wird wohl auch zukünftig Einzelfälle geben, bei denen die rechtzeitige Stellung eines Härtefallantrags versäumt wird, eine Abschiebung aber dennoch als unverhältnismäßig und inhuman erscheint. Auch Fälle des Kirchenasyls sollten politisch gelöst werden können. Erinnert sei an dieser Stelle auch an den Fall der vietnamesischen Flüchtlingsfamilie Nguyen aus Hoya, die der damalige Innenminister Uwe Schünemann wegen der bereits eingeleiteten Abschiebung angeblich nicht mehr stoppen konnte, um dann vier Wochen später die Rückkehr der Familie aus Vietnam zu veranlassen. Derartige Ungeschicklichkeiten wären zu vermeiden, wenn aus dem kategorischen Ausschlussgrund der verspäteten Antragstellung ein Regelausschlussgrund gemacht wird.


§5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5: Ausschluss wegen einer erfolgten Anordnung von Abschiebungshaft

Für inakzeptabel halten wir die Nichtannahme eines Härtefallantrags aufgrund der Anordnung von Abschiebungshaft. Kritisch sehen wir dies nicht nur, weil – jedenfalls in der Vergangenheit - rund ein Drittel aller Fälle, in denen Abschiebungshaft verhängt wurde, sich nachträglich als rechtswidrig erwies
. Wir sehen darüber hinaus auch keine Gründe dafür, einem Menschen eine Härtefalleingabe aufgrund einer (möglicherweise Jahre zurück liegenden) Abschiebungshaft zu verwehren. Abschiebungshaft ist ein problematischer, fragwürdiger Eingriff in die Freiheitsrechte von Menschen und sollte ganz abgeschafft werden. Mindestens muss hier eine Konkretisierung dahin gehend stattfinden, dass in Fällen, in denen die Abschiebungshaft aufgehoben oder für rechtswidrig erklärt wurde, ein Härtefallersuchen wieder möglich wird. 

§5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6: Ausschluss wegen einer Straftat von erheblicher Bedeutung

Die Neuregelung, die nicht mehr das Strafmaß, sondern “Straftaten von erheblicher Bedeutung” als Nichtannahmegrund sieht, offenbart eine positive Grundintention, deren Umsetzung noch nicht zufriedenstellend ist. 

Der Maßstab, auf den hier verwiesen wird (§ 2 Nr. 11 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung) beinhaltet eine Reihe an Straftaten unterschiedlichster Schwere. Insbesondere Straftaten, die das erwerbs- und bandenmäßige Einschleusen von Flüchtlingen oder die Mitgliedschaft in potentiell kriminellen Vereinigungen (auch im Ausland) betreffen, können für Asylsuchende problematisch werden, da die Grenzen nicht immer eindeutig sind. (Erinnert sei daran, dass Fluchthilfeunternehmen nach einer Entscheidung des BverwGs aus dem Jahr 1977 “nicht sittenwidrig” handelten, wenn sie für ihre Dienstleistungen fünfstellige Beträge einstrichen.)

Grundsätzlich ist u.E. ein genereller Ausschluss aufgrund spezifischer Straftatbestände problematisch. Exemplarisch ist hier der Fall eines 38-jährigen Serben aus Hannover zu sehen, der aufgrund von begangenen Straftaten abgeschoben werden soll. Formal ist allein die letzte Freiheitsstrafe von 4 Jahren wegen Bandendiebstahls ein zwingender Ausweisungsgrund nach § 53 AufenthG und stellt einen Nichtannahmegrund für die Härtefallkommission dar.

In diesem Fall zeigt sich aber, dass die Haftstrafe zu einer Persönlichkeitsreifung geführt hat und dem Betroffenen von verschiedensten Institutionen eine straffreie Zukunft prognostiziert wird, weshalb - was in solchen Verfahren sehr außergewöhnlich ist - eine Haftentlassung zur Bewährung trotz des laufenden Ausweisungsverfahrens erfolgte. Hinzu kommt in diesem Fall, dass seine Angehörigen - Ehefrau und zwei minderjährige Söhne - die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen. Die Familie strebt dringend eine gemeinsame Zukunft in Deutschland an und leidet unter der unsicheren Aufenthaltssituation. Im Sinne des Familienwohls und der drohenden Trennung liegen in diesem Fall durchaus besondere humanitäre Gründe vor. 

Dennoch dürfte dieser Fall nach dem neuen Verordnungsentwurf aufgrund der Straftaten gar nicht erst zur Beratung angenommen werden. Das erscheint überzogen und unnötig, sieht doch der Gesetzestext in § 23a AufenthG selbst den Ausschluss von Härtefalleingaben bei Straftaten von erheblichem Gewicht nur in der Regel vor. Warum sollte Niedersachsen an dieser Stelle den Rahmen enger stellen, als dies der Gesetzgeber vorgesehen hat? 

Der hier dargestellte Fall zeigt, dass von einem generellen Ausschluss auch Familien betroffen sind, die aufgrund des deutschen Ausweisungsrechts zerstört zu werden drohen, ohne dass von dem Straftäter noch eine Gefahr ausgeht. Es ist insofern u.E. erforderlich, die begangenen Straftaten in einem Gesamtzusammenhang zu betrachten und auch anhand humanitärer Maßstäbe zu bewerten. Auch im Ausweisungsrecht ist nach der europäischen Rechtsprechung jeder Fall individuell zu betrachten und die Besonderheit des Einzelfalls zu würdigen. Insofern verbietet sich u.E. ein schablonenhafter Ausschluss aufgrund einer Verurteilung nach bestimmten Normen. Die Möglichkeit einer Resozialisierung und Persönlichkeitsreifung sollte in Betracht gezogen und eine Prüfung des Einzelfalls ermöglicht werden.

§ 5 Abs. 2 Satz 2: Verfahren bei strittigen Vorprüfungsfällen

Nach § 5 Abs. 2 Satz 2 hat die gesamte HFK über Vorprüfungsfälle zu entscheiden, wenn es keine einstimmige Entscheidung des Vorprüfungsgremiums gibt. Dort heißt es: “Kommt die Entscheidung nicht einstimmig zustande, so wird die Eingabe der Härtefallkommis​sion zur Entscheidung über die Annahme vorgelegt.”

Das bedeutet, dass die die Kommission in den strittigen Fällen zuerst diskutieren muss, ob ausreichende Gründe für die Durchführung eines Härtefallverfahrens vorliegen. Im Falle der Annahme müssen diese Fälle dann zu einem späteren Zeitpunkt erneut diskutiert werden, um zu ent​scheiden, ob ausreichende Gründe für ein Härtefallersuchen vorliegen. 

Wir halten eine solche doppelte Beratung nicht für sinnvoll und schlagen vor, dass bei einer nicht einstimmigen Entscheidung des Vorprüfungsgremiums die Härtefallkommission in der Sache “durchentscheidet”, also den Fall gleich inhaltlich würdigt.

Alt: § 6 Regelausschlussgründe

Vor dem Hintergrund der Ausführungen zu § 5 des Verordnungsentwurfs schlagen wir vor, § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 4, 5 und 6 aus dem Katalog der zwingenden Ausschlussgründe zu streichen und in einem wieder einzuführenden § 6 der Verordnung als Regelauschlussgründe wieder aufzunehmen, um auf diese Weise für besonders gelagerte Ausnahmefälle einen Ermessensspielraum zu schaffen. Die Streichung der übrigen, in § 6 der alten Verordnung genannten Ausschlussgründe wird von uns als Fortschritt betrachtet. Insbesondere die Streichung von Verstößen gegen die Mitwirkungspflicht bei der Aufenthaltsbeendigung und die Beziehung von öffentlichen Geldern als Ausschlusskriterien ist als bemerkenswert hervorzuheben.

§ 6 Verfahren

Die Hinzuziehung der Beauftragten für Migration und Teilhabe in beratender Funktion wird von unserer Seite ausdrücklich begrüßt. Auch die neue Regelung, dass die einfache Mehrheit der Stimmen der Anwesenden ausreicht, trägt sehr zu vereinfachten Entscheidungsfindungen bei. 

Unseres Erachtens sollte eine Beschlussfähigkeit der Härtefallkommission aber schon gegeben sein, wenn die einfache Mehrheit ihrer Mitglieder, also fünf, anwesend sind. Die Mitglieder in der Härtefallkommission üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Es hat sich bereits in der letzten Legislaturperiode zeitweise als schwierig erwiesen, genügend Mitglieder für einen gemeinsamen Beratungstermin zusammen zu bringen. Da die Härtefallkommission nur Empfehlungen an den Innenminister formuliert, dieser also immer das letzte Wort hat, sollte u.E. die Hürde zum Erreichen einer Beschlussfähigkeit des Gremiums von sieben auf fünf Mitglieder herabgesetzt werden.

In § 6 Abs. 1 Satz 3 des Entwurfs heißt es: “Anhörungen finden nicht statt.”

Dieser Satz steht von Anfang an in der Verordnung. Gemeint war damit vermutlich, dass die betroffenen AusländerInnen oder ihre Bevollmächtigten nicht von der HFK persönlich angehört werden sollen. Nach unserer Auffassung sollte dieser Satz ersatzlos gestrichen werden. Wir halten es zwar auch weiterhin nicht für realistisch und praktikabel, die Betroffenen in der HFK anzuhören. Der generelle Ausschluss von Anhörungen verhindert aber auch, dass die HFK z.B. Sachverständige zu wichtigen Fragestellungen anhören kann. Die HFK sollte selbst entscheiden können, ob sie Bedarf an einer Anhörung hat und dazu jemanden einladen möchte. Es kann durchaus mal sinnvoll sein, Sachverständige anzuhören, um sich über Fachfragen zu informieren und die Entscheidungsgrundlagen zu verbessern. Diese Möglichkeit sollte der HFK zur Verfügung stehen. 

§ 7 Übergangsregelung

Mit der neu eingeführten Übergangsregelung wird eine Grundlage dafür geschaffen,  über bereits abgelehnte Härtefallanträge erneut zu beraten, weil sich die Kriterien und Bedingungen der Entscheidungsfindung geändert haben. Dies begrüßen wir ausdrücklich. Unter Bezugnahme auf unsere Anmerkungen zu § 5 der Verordnung halten wir aber den vorgesehenen Ausschluss von Neuanträgen unter Verweis auf die dort genannten Ausschlussgründe für überaus problematisch. Um einen Übergang ohne organisatorische Pannen und fragwürdige Abschiebungen zu gewährleisten, schlagen wir darüber hinaus vor, in den Übergangsregelungen festzuschreiben, dass nach dem Inkrafttreten der Verordnung nochmals ein schriftlicher Hinweis auf die Möglichkeit eines Härtefallantrags ergehen muss, bevor Abschiebungen eingeleitet werden. 

Insgesamt begreifen wir die Reform als positive Entwicklung und begrüßen eine Vielzahl der vorgeschlagenen Änderungen. Wir plädieren zusammenfassend aber dafür, die kategorischen Ausschlussgründe tatsächlich auf die gesetzlichen Vorgaben zu beschränken, um jedem Einzelfall gerecht zu werden. Ein Härtefallverfahren dient dem Zweck, atypische Einzelfälle zu lösen. Dies wird erschwert, wenn normative Vorgaben eine Befassung mit dem Einzelfall schon im Vorfeld verhindern. 
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